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„Streik muss das letzte Mittel sein, nicht das erste“
Streit mit Gewerkschaftern Interview mit der CDU-Bundestagsabgeordneten Gitta Connemann

Ute Lipperheide
 Gewerkschafter  haben  der  CDU-
Bundestagsabgeordneten und Vorsit-
zenden der Mittelstands- und Wirt-
schaftsunion  (MIT),  Gitta  Conne-
mann  aus  Leer,  vorgeworfen,  am
„rechten Rand“ zu fischen , weil sie
die jüngsten Warnstreiks der Dienst-
leistungsgewerkschaft  Verdi  scharf
kritisierte  und  Veränderungen  im
Streikrecht forderte. Die Politikerin
nimmt gegenüber dieser Redaktion in
einem Interview Stellung zu den Vor-
würfen.
Frage Frau Connemann: Gewerkschaf-
ter werfen Ihnen vor, dass Sie sich mit
Ihrer  Aussage,  einen  Streik  dürfe  es
„nicht um jeden Preis“ geben, populi-
stisch gegen Gewerkschaftsarbeit aus-
sprechen und versuchen, das Streikrecht
zu untergraben. War das Ihre Absicht in
Ihren Erklärungen als Vorsitzende der
CDU-Mittelstandsunion?
Gitta Connemann Wer dies behauptet,
will  mich  falsch  verstehen.  Und  das
bewusst.  Denn unsere  Position  ist  für
jeden sichtbar auf unserer Seite einge-
stellt.  Und  es  wurde  breit  darüber
berichtet. Die MIT fordert kein Verbot
des  Streikrechts.  Wir  sagen  nur:  Bei
Energieversorgung,  Rettungsdiensten,
Bahn oder eben Flughäfen sollte Streik
das letzte Mittel sein. Dort geht es näm-
lich  um  die  Daseinsvorsorge  vieler
Unbeteiligter.   
Frage Wie lauten dann Ihre Forderun-
gen?
Connemann  Unsere  Forderungen  für
diese kritische Infrastruktur sind: 1. Vor
einem  Streik  muss  ein  verbindliches
Schlichtungsverfahren  abgeschlossen
sein. 2. Arbeitsniederlegungen müssen
vier Tage vorher angekündigt werden. 3.
An Bahnhöfen, Flughäfen und Co. muss
eine Grundversorgung aufrechterhalten
sein. Kurzum – streiken darf man dann
also  trotzdem.  Auch  an  Bahnhöfen,

Flughäfen  und  Co.  Aber  es  muss  das
letzte  Mittel  sein,  nicht  das  erste.  Ein
solcher  Streik trifft  nämlich nicht  nur
die  öffentlichen  Arbeitgeber,  sondern
vor allem Privatleute und Betriebe, die
auf diese kritische Infrastruktur ange-
wiesen sind. Auch im Streikrecht müs-
sen wir Maß und Mitte im Blick behal-
ten.
Frage  Gewerkschafter  zeigen  sich
erbost  über  Ihre  Stellungnahme  und
mutmaßen,  Sie  wollten  am  „rechten
Rand“  fischen.  Ist  dieser  Vorwurf
gerechtfertigt?
Connemann  Puh.  Das  geht  wirklich
unter  die  Gürtellinie.  Zur  Erinnerung:
Hier geht es um Warnstreiks, zu denen
Verdi schon nach der ersten Verhand-
lungsrunde  greift,  und  um  die  Frage
eines fairen Interessenausgleichs zwi-
schen  Gewerkschaften  und  der  vom
Streik betroffenen Allgemeinheit. Was
hat das mit „rechts“ zu tun? Namhafte
Arbeitsrechtler,  Arbeitgeberverbände
und Ökonomen fordern ebenso wie die
MIT einen besseren Schutz für Berei-
che  der  Daseinsvorsorge.  Seriöse
Medien  kommentieren:  Bei  Pflege,
Schule und Co. sollte Streik das letzte
Mittel  sein.  Gelten  wir  jetzt  alle  als
rechtsextrem? Nur weil wir eine andere
Meinung vertreten als Gewerkschaftsse-
kretäre? Demokratie lebt vom Diskurs.
Von unterschiedlichen Meinungen. Wer
einen solchen verbalen Vorschlagham-
mer einsetzt, erstickt jede Diskussion im
Keim. Ich empfehle dringend, zur sach-
lichen  Auseinandersetzung  zurückzu-
kehren.
Frage Wie stehen Sie generell zur Tarif-
autonomie? Haben die Gewerkschaften
zu  viel  Macht  oder  warum haben  Sie
sich  für  ein  Quorum  ausgesprochen,
dass  auch Nichtgewerkschafter  einem
Streik  zustimmen müssen?
Connemann  Tarifautonomie  und

Streikrecht  sind  eine  der  Grundlagen
unserer  Demokratie.  Deshalb  sind  sie
auch im Grundgesetz verankert. Keiner
darf an diesen Grundrechten rütteln. Das
tun  wir  aber  auch  nicht.  Hier  geht  es
einzig  und  allein  um  die  rechtliche
Umsetzung. Uns geht es darum, dass im
sensiblen Bereich der kritischen Infra-
struktur  nicht  eine  Minderheit  von
gewerkschaftlich organisierten Beschäf-
tigten ganze Bereiche lahmlegen kann,
die viele Hunderttausend oder Millio-
nen Menschen betrifft. Wenn allerdings
eine Mehrheit der Beschäftigten in die-
sen Bereichen einen Streik will und ein
Schlichtungsverfahren  vorgeschaltet
wird, soll dort natürlich auch gestreikt
werden dürfen.
Frage  Halten  Sie  das  Grundgesetz  in
Sachen Gewerkschaftsrechte für überar-
beitungswürdig?
Connemann Nein. Es geht nur um eine
Verfahrensänderung im Bereich der kri-
tischen Infrastruktur. Dafür braucht man
keine Grundgesetzänderung.
Frage Vor allem Ihre Aussage „da geht
es  um  Leben  und  Tod“  während  des
Flughafenstreiks, die durchaus auch so
interpretiert  werden  kann,  dass  der
Streik  Menschen  in  Lebensgefahr
gebracht habe, erregt den Unmut viele
Gewerkschafter. Warum diese Formu-
lierung?
Connemann Es empfiehlt sich immer,
Zitate im Zusammenhang zu lesen. Ich
habe  darauf  hingewiesen,  dass  vom
Streik am Münchner Flughafen auch die
Münchner Sicherheitskonferenz betrof-
fen war. Die Anreise von vielen Dele-
gierten  aus  der  ganzen  Welt  wurde
erschwert. Meine Aussage zur Münch-
ner Sicherheitskonferenz lautete: „Dort
geht es um Leben und Tod für die Men-
schen  in  der  Ukraine.“  Was  ist  daran
falsch?
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Oberhausener CDU-Chef: Verdi nimmt das
Land in Geiselhaft
Bahn,  Kitas  –  die  Streiks  haben  Oberhausen  getroffen.  Wilhelm  Hausmann  fordert:
Gewerkschaft  darf  nicht  ein  ganzes  Land  „in  Geiselhaft“  nehmen.
Viele Beschäftigte streiken derzeit: die
der Post, der Bahn, der Kitas und ande-
rer  städtischer  Einrichtungen  und  das
Personal an Flughäfen. Zu streiken sei
ein  durch  die  Verfassung  geschütztes
Recht  der  Arbeitnehmer,  betont  Wil-
helm Hausmann,  Oberhausener  CDU-
Chef und Vorsitzender der Mittelstands-
und  Wirtschaftsunion  Ruhr  (MIT).
Wichtig  ist  ihm  aber  auch:  „Eine
Gewerkschaft  darf  nicht  ein  ganzes
Land für  ihre Interessen in Geiselhaft
nehmen.“
Gerade dort, wo kritische Infrastruktur
betroffen sei – wie etwa bei der Bahno-
der  an den Flughäfen– sollten  Streiks

mindestens vier Tage vorher angekün-
digt  werden,  findet  Hausmann.  Ihnen
sollte  außerdem  ein  abgeschlossenes
Schlichtungsverfahren  vorausgehen.
„Sonst trifft der Streik nämlich nicht nur
die  Arbeitgeber,  sondern  sehr  viele
Menschen und Betriebe, die im Zweifel
sogar unverschuldet in existenzielle Not
geraten.“
 >>>Auch interessant: Verdi-Kundge-
bung: Weiterer Warnstreik noch in die-
sem Februar
Dass die Gewerkschaft Verdi Gehaltser-
höhungen  von  mehr  als  zehn  Prozent
fordert, löse bei ihm „Unwohlsein“ aus,
schreibt Hausmann in einer Mitteilung,

das er mit vielen Menschen in Oberhau-
sen  teile.  Dass  ein  Teil  der  Kita-
Beschäftigten am Mittwoch etwa ihre
Arbeit niedergelegt hätten, stoße nicht
überall  auf  Verständnis.  „Verdi  muss
endlich zur Kenntnis nehmen, wer ihre
Gegner im Arbeitskampf sind“, fordert
der CDU-Politiker. „Das sind nämlich
die Kommunalen Arbeitgeber und nicht
die  jungen,  zum  Teil  verzweifelten
Oberhausener Familien, die nicht wis-
sen, wie sie die Betreuung ihrer Kinder
kurzfristig selbst organisieren sollen.“

Abbildung: Wilhelm Hausmann, Oberhausener CDU-Chef und Vorsitzender der Mittelstands- und Wirtschaftsunion
Ruhr, betont: Zu streiken ist ein durch die Verfassung geschütztes Recht der Arbeitnehmer. Aber
irgendwann höre das Verständnis auf.

Fotograf: Lars Fröhlich
Abbildung: Am Dienstag fuhren in Oberhausen keine Busse und Bahnen. Am Mittwoch streikte dann der öffentliche

Dienst.
Fotograf: Ant Palmer
Wörter: 287
Ort: Oberhausen
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Verdi-Warnstreiks legen Flughäfen in
Köln/Bonn und Düsseldorf lahm
Verdi ruft erneut zu großen Warnstreiks auf. Am Montag erfasst Nordrhein-Westfalen die Streik-
Welle. Betroffen: Die Flughäfen Köln/Bonn und Düsseldorf. Zahlreiche Flüge werden gestrichen.
Auch in anderen Bereichen des öffentlichen Lebens soll gestreikt werden.
Warnstreiks  bringen  am  Montag  den
Luftverkehr in Köln/Bonn und Düssel-
dorf in weiten Teilen zum Erliegen. Der
Flughafen  Düsseldorf  rechnet  (Stand
Sonntag)  mit  fast  200  gestrichenen
Starts  und  Landungen.  Weitere  Flüge
werden auf andere Flughäfen umgelei-
tet oder auf den Folgetag verschoben.
In Köln geht man davon aus, dass von
136  geplanten  Passagierflügen  zwi-
schen  Montagmorgen  um  6  Uhr  und
Dienstagmorgen um 6 Uhr 131 ausfal-
len werden. Passagiere wurden gebeten,
sich vor ihrer Anreise bei ihrer Flugge-
sellschaft  oder  dem Reiseveranstalter
über den aktuellen Stand ihres Fluges zu
informieren. Auch in Düsseldorf soll der
Warnstreik in der Nacht zum Dienstag
enden.
Verdi: Bisher kein akzeptables Angebot
unterbreitet
Aufgerufen  dazu  haben  die  Gewerk-
schaften  Verdi  und  Komba.  Hinter-
grund sind die Verhandlungen für  die
Beschäftigten des öffentlichen Dienstes
bei  Bund  und  Kommunen  sowie  die
bundesweiten  Verhandlungen  für  die
Beschäftigten  der  Luftsicherheit.
„Die  Beschäftigten  machen  mit  den
Streiks gemeinsam Druck auf die jewei-
ligen Arbeitgeber, weil in den bisheri-
gen  Verhandlungen  im  öffentlichen
Dienst kein akzeptables Angebot unter-
breitet wurde“, erklärte Andrea Becker,
Landesfachbereichsleiterin  von  Verdi
NRW.
Warnstreik legt Flughäfen lahm
Verdis  Streik  ist  eine  überzogene
Machtprobe auf Kosten der Passagiere
Meinung – Corinna Clara Röttker
Dieser Arbeitskampf von Verdi und des
Beamtenbundes ist kein kleiner Warn-
streik,  er  kommt direkt mit  ordentlich
Karacho daher. An den größten Flughä-
fen des Landes traten die Beschäftigten

in den Ausstand. Knapp 300.000 Passa-
giere  sind  betroffen.  Das  ist  heftig.
Nicht  auszumalen,  sollten  wie  ange-
droht bald auch noch Müllwerker ihre
unverzichtbare  Arbeit  niederlegen,
ebenso wie Erzieher in Kitas oder das
Personal  in  Krankenhäusern.  Und das
alles, um eine zweistellige Lohnforde-
rung durchzusetzen.
Natürlich gehören die Beschäftigten an
den Flughäfen, die nicht selten in kno-
chenharter  Schichtarbeit  tätig  sind,
anständig entlohnt.  Auch Müllwerker,
Erzieherinnen und die anderen Beschäf-
tigten haben mehr Geld verdient. Viele
von ihnen haben berechtigte finanzielle
Sorgen:  Die  Reallöhne  schrumpften
2022 um 4,1  Prozent,  die  reale  Kauf-
kraft der Arbeitnehmer ist inzwischen so
niedrig  wie  im  Jahr  2014.  Das  gibt
Verdi in seinen Forderungen ordentlich
Rückenwind.
Der Streik ist in dieser Dimension nicht
gerechtfertigt
Doch  rechtfertigt  all  das  einen  Streik
dieser  Dimension  und  das  noch  ehe
ernsthaft  verhandelt  wurde?  Nein.
Streiks  sind  völlig  legitim,  doch  es
kommt eben immer auch auf die Dosie-
rung an. Gitta Connemann, Bundesvor-
sitzende  der  CDU-Mittelstandsgesell-
schaft  MIT,  bringt  es  auf  den  Punkt:
„Eine Gewerkschaft darf nicht ein gan-
zes Land für ihre Interessen in Geisel-
haft nehmen.“
Zumal Beispiele aus der Vergangenheit
ja zeigen, dass es auch anders geht: In
der Chemie- und Pharmaindustrie haben
Gewerkschafter  und  Arbeitgeber  im
Herbst  beinahe  geräuschlos  einen
Abschluss  ausverhandelt,  der  den
Beschäftigten  deutlich  mehr  Geld
brachte.  Der  aktuelle  Streik  hingegen
erscheint  wie  eine  Machtprobe  der
Gewerkschaft  auf  Kosten  der  Passa-

giere,  mit  dem Verdi  vor  allem Wer-
bung  für  sich  selbst  machen  will.
Zum Kommentar
Arbeitsniederlegung in Köln ab Sonn-
tagabend – Frachtbereich betroffen
In Köln sollte bereits am späten Sonn-
tagabend die Arbeit  niedergelegt wer-
den.  Aufgerufen  seien  zunächst  die
Beschäftigten der Luftsicherheit, sagte
Verdi-Sekretär Özay Tarim – also Mit-
arbeiter in der Personal- und Warenkon-
trolle sowie der Frachtkontrolle.  „Auf
die ganze Abwicklung im Frachtbereich
wird das große Auswirkungen haben.“
Der Kölner Flughafen ist ein wichtiger
Umschlagplatz für Pakete aus der gan-
zen Welt.
Der  Düsseldorfer  Flughafen  will  in
jedem Fall einen Notbetrieb aufrechter-
halten.  Mit  den Gewerkschaften seien
dazu Notdienstvereinbarungen getrof-
fen worden.  Es  gehe nicht  zuletzt  um
Ambulanz-  und Hilfsgüterflüge.
Lesen  Sie  auch:  Flughafen-Streik:
Warum  betroffene  Passagiere  kaum
Chance  auf  Entschädigung  haben
Weitere Streiks im öffentlichen Nahver-
kehr, in Kitas und Ämtern geplant
In  Köln  hatte  es  in  den  vergangenen
Tagen auch juristische Auseinanderset-
zungen  zwischen  dem Flughafen  und
Verdi um die Besetzung der wichtigen
Flughafenfeuerwehr gegeben. Am Ende
einigten sich beide Seiten darauf, dass
sie während des Warnstreiks 24 Mitar-
beiter im Notdienst umfassen muss.
Neben den beiden wichtigsten Flughä-
fen in  NRW soll  es  im bevölkerungs-
reichsten Bundesland am Montag auch
Warnstreiks  in  vielen weiteren Berei-
chen  des  öffentlichen  Lebens  geben,
etwa  bei  Bussen  und  Stadtbahnen,  in
Kindertagesstätten und Ämtern.  Auch
mehrere  Kundgebungen sind geplant.
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Abbildung: Verdi bestreikt erneut deutsche Flughäfen. Diesmal sind Köln/Bonn und Düsseldorf betroffen.  Archivfoto:
dpa/Julian Stratenschulte
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Wirtschaftsunion: Rüstungsindustrie stärken
CDU/CSU-Wirtschaftspolitiker  schlagen geänderte  Regeln für  Rüstungsprojektvergabe in
Krisenzeiten vor
Berlin Kaum eine deutsche Branche ist
seit  dem  Ukraine-Krieg  mehr  in  den
Fokus der Öffentlichkeit gerückt als die
Rüstungsindustrie.  Doch  dem  Wirt-
schaftsflügel der Union zufolge gibt es
noch zu viele Hürden für die Branche,
die  vor  allem  aus  mittelständischen
Unternehmen besteht. Sie fordert Ände-
rungen.
„Für  Krisenzeiten  muss  grundsätzlich
eine  Möglichkeit  geschaffen  werden,
vergaberechtliche Vorschriften auszu-
setzen  beziehungsweise  Prozesse
wesentlich zu beschleunigen“, heißt es
in einem Präsidiumsbeschluss der Mit-
telstands- und Wirtschaftsunion (MIT),
der  in  dieser  Woche  verabschiedet
wurde  und  der  Mediengruppe  Bayern
vorliegt. Kommt es wie jetzt zu einem
Krieg in Europa, soll die Rüstungsindu-
strie  schneller  hochgefahren  werden
können. Lange Ausschreibungsverfah-
ren müssen vermieden werden,  schla-
gen die Vertreter des Wirtschaftsflügels
vor.
Besonders  kritisch  sieht  die  Mittel-
stands-  und  Wirtschaftsunion  die

geplante Verschärfung des Rüstungsex-
portkontrollgesetz  der  Ampel.  Dieses
„muss sofort gestoppt werden“, schreibt
die MIT in ihrem Beschluss. „Eine euro-
päische Harmonisierung ist anzustreben,
deutsche Sonderwege sind zu vermei-
den.“  Bislang  wurden  nur  Eckpunkte
des Gesetzes vom Wirtschaftsministe-
rium vorgelegt.  Geplant  ist  vor  allem,
dass bei künftigen Entscheidungen über
Rüstungsexporte  die  Einhaltung  der
Menschenrechte  und  die  europäische
Rüstungszusammenarbeit  ein  höheres
Gewicht  haben.
Die MIT kritisiert, dass „für den Export
der Produkte schon heute hohe Hürden
zu  nehmen  sind“.  Damit  würde  die
Branche  weiter  von  Finanzierungen
abgeschnitten. Deutschland dürfe durch
das Gesetz „nicht zum Hemmschuh der
europäischen  Verteidigung“  werden,
sagte die MIT-Vorsitzende Gitta Conne-
mann (CDU). „Die Verteidigungsindu-
strie ist in Deutschland Mittelstand pur.
Dieser  darf  nicht  weiter  ausgehungert
werden. Sonst gibt es bald nur noch aus-
ländische staatsnahe Konzerne, die dann

Regeln und Bedingungen bestimmen.“
Die Wirtschaftspolitiker der Union for-
derten die Bundesregierung auf,  „sich
unmissverständlich zur Notwendigkeit
der Förderung der deutschen Verteidi-
gungsindustrie zu bekennen“. Für einen
wehrhaften Staat sei „eine leistungsfä-
hige  und  innovative  Sicherheits-  und
Verteidigungsindustrie mit starken mit-
telständischen Unternehmen“ notwen-
dig.
Die  Wirtschaftsunion  dringt  in  dem
Beschluss  außerdem  endlich  auf  die
Erfüllung  des  Zwei-Prozent-Ziels  der
Nato. Das müsse aus dem Kernhaushalt
heraus  möglich  sein.  Connemann
warnte: „Das 100-Milliarden-Sonderver-
mögen darf nicht zum Alibi werden, um
die  Zwei-Prozent-Höhe  des  Verteidi-
gungshaushalts  zu  vermeiden.“  Wie
zuletzt aus Regierungskreisen bekannt
wurde, braucht das Verteidigungsmini-
sterium rund 15 Milliarden Euro mehr
für  den Wehretat  allein  im Jahr  2024,
wenn  es  das  Zwei-Prozent-Ziel  errei-
chen  will.
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